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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) intendierte mit einer im Juni 2021 eingereichten
parlamentarischen Initiative, ein neues Anreizsystem beim Umweltschutz in der
Verfassung zu verankern. Gemäss Portmann sei es angezeigt, dass die Umweltpolitik
nicht nur die Verursachenden von Schäden an der Umwelt bestrafe
(Verursacherprinzip), sondern auch dem Umweltschutz förderliches Verhalten
begünstige. Beispiele aus der Vergangenheit hätten gezeigt, dass ein Anreizsystem,
welches vorbildliches Verhalten finanziell belohnt, erfolgversprechend sei. Zudem
sollten die Kosten, welche durch schädliche Einwirkungen an der Umwelt entstehen,
solidarisch von den Verursachenden und der Allgemeinheit getragen werden. Dies im
Gegensatz zur aktuellen Rechtslage, wo alleine die Verursachenden dafür aufkommen
müssen.
Die UREK-NR beugte sich im August 2022 über das Geschäft und beschloss mit 19 zu 2
Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Zum einen sei unklar, wie die Initiative
genau umgesetzt werden solle, zum anderen stiess die Idee einer Solidarhaftung der
Allgemeinheit bei Umweltschäden auf Kritik. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.08.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Wintersession 2022 stand die parlamentarische Initiative von Hans-Peter
Portmann (fdp, ZH) mit dem Titel «Anreizsystem beim Umweltschutz
verfassungsrechtlich verankern» auf der Traktandenliste des Nationalrates. Der Initiant
legte dem Plenum dar, dass er und einige weitere «ökologisch-liberale
Persönlichkeiten» zum Schluss gekommen seien, dass die Kosten, die durch
umweltschädigendes Verhalten entstehen, solidarisch von den Verursachenden und von
der Allgemeinheit zu tragen seien, denn die Verursachenden alleine könnten realiter
schon lange nicht mehr selber für die Kosten aufkommen. Im Gegenzug solle
umweltfreundliches Verhalten belohnt werden. Portmann zeigte sich überzeugt, dass
dieser liberale Ansatz in Zukunft zu mehrheitsfähigen Gesetzen und Regelungen führen
würde. Eine deutliche Mehrheit der zuständigen UREK-NR sei jedoch nicht bereit
gewesen, der FDP in Zeiten des Wahlkampfs Zustimmung in Umweltfragen zu geben,
und habe die Initiative daher mit «irgendwelche[n] Begründungen» abgelehnt,
kritisierte Portmann. Er zog seine Initiative deshalb in der Folge zurück. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) Bericht UREK-NR vom 29.8.22; Medienmitteilung UREK-NR vom 31.8.22; Pa. Iv. 21.456
2) AB NR, 2022, S. 2324
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